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ben, sie zeigen Grenzen, an die Bürger stoßen, und die 
Alternativen auf, die sie sich für bestimmte Situationen 
wünschen.

Im Bereich der Gesundheit sind es vor allem zwei 
Themen, bei denen viele Bürgerinnen und Bürger der 
Schuh drückt. Zum einen sind es die Beiträge zur gesetz-
lichen Krankenversicherung. 363 Petitionen beinhalteten 
im Jahr 2014 die Beiträge zur GKV. Häufig wenden sich 
freiwillig gesetzlich Versicherte, die selbstständig sind, 
an uns. Viele der Selbstständigen haben ein zu geringes 
Einkommen, um die hohen Beiträge der freiwilligen 
Krankenversicherung zahlen zu können. Sie fordern des-
halb, dass die Beiträge nach dem tatsächlichen Einkom-
men berechnet werden. Aktuell gibt es hier eine Min-
destbemessungsgrenze.

Neben den Beiträgen zur GKV zeichnen sich zum an-
deren auch im Bereich der Leistungen der gesetzlichen 
Krankenversicherungen Probleme ab. So wurde in einer 
Petition die Zuzahlung zu einem elektrischen Rollstuhl 
gefordert. Aus einer persönlichen Notlage heraus fordert 
die Petentin, dass die Ungleichbehandlung von mittelba-
rem und unmittelbarem Behinderungsausgleich generell 
abgeschafft werden muss. Auch mittelbare Hilfsmittel, 
wie der genannte Rollstuhl, sollten es den Betroffenen 
ermöglichen, so normal wie möglich am Leben teilzuha-
ben – so die Forderung der Petentin. Insgesamt haben 
sich 77 Bürgerinnen und Bürger an uns gewandt, die 
Probleme mit Zuzahlungen in der GKV hatten.

Besonders spannend sind für mich die Petitionen aus 
dem Bereich der Arzneimittel. Im Fokus der Kritik steht 
dabei oft die Substitution, also die Pflicht, Originalprä-
parate durch Generika zu ersetzen. Am 15. Juni, also am 
kommenden Montag, beschäftigt sich der Petitionsaus-
schuss in einer öffentlichen Anhörung mit dem Thema 
Substitution. In der Petition fordert die Deutsche Parkin-
son Vereinigung, dass die Indikation Parkinson auf die 
sogenannte Substitutionsausschlussliste gesetzt wird.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, Sie sehen, die 
Arbeit des Petitionsausschusses ist vielfältig, aber 
manchmal auch sehr kleinteilig. Ohne die engagierten 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Ausschussdienstes 
wäre die Flut an Petitionen für uns nicht zu bewältigen. 
Ich danke ihnen für die gute Zusammenarbeit.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab-
geordneten der LINKEN)

Nur wenn wir uns gemeinsam kümmern, können wir die 
besten Lösungen für die Petenten finden.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD, CDU/CSU und der LIN-
KEN)

Vizepräsidentin Edelgard Bulmahn:
Vielen Dank. – Als nächste Rednerin hat die Kollegin 

Corinna Rüffer vom Bündnis 90/Die Grünen das Wort.

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Gäste auf den Tribünen! Ich schließe 
mich dem an – das ist im Jahresbericht nachzulesen –: 
Mit Petitionen kann man sehr viel erreichen. Da sind 
zum Beispiel die vielen Petitionen, die fordern, endlich 
das Leid der vergessenen Kinder anzuerkennen, die in 
Einrichtungen der Behindertenhilfe und in Psychiatrien 
unermessliches Leid erlitten haben. Wenn die Länder 
sich jetzt endlich zu bewegen scheinen, in dieser Frage 
ihrer Verantwortung gerecht zu werden, dann auch auf-
grund eines gemeinsamen Beschlusses der Abgeordneten 
im Petitionsausschuss. Zu verdanken sind die meisten Er-
folge in allererster Linie den engagierten Bürgerinnen 
und Bürgern und Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des 
Ausschussdienstes.

(Beifall im ganzen Hause)

Wenn wir im Ausschuss immer so engagiert debattie-
ren würden, wie es gestern Morgen auf einmal möglich 
war, könnten wir uns auch selber auf die Schulter klop-
fen. Aber im Rückblick auf das letzte Jahr und die letz-
ten Monate kann ich nur sagen: An uns, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, liegen die Erfolge leider nicht immer. 
Denn der Lust der Bürgerinnen und Bürger auf Mitspra-
che, Mitwirkung und Veränderung steht viel Verzagtheit 
entgegen, Verzagtheit der Koalitionsabgeordneten, die-
ses Engagement aufzunehmen und Fehler zu korrigieren.

Um es deutlich zu sagen: In der heutigen Debatte 
herrschen verkehrte Verhältnisse. Sie, liebe Kolleginnen 
und Kollegen von der Union und der SPD, haben wieder 
zwei Drittel der Redezeit. Aber im Ausschuss bekom-
men Sie, abgesehen von der wirklich erfreulichen Sit-
zung gestern, zu selten den Mund auf.

(Widerspruch bei der CDU/CSU und der 
SPD – Paul Lehrieder [CDU/CSU]: Sie krie-
gen den Mund auch nicht auf!)

In der Regel jagen wir im Schweinsgalopp in 30 Minu-
ten durch 30 Petitionen. Die Petitionen sind Ihnen im 
Schnitt also 60 Sekunden wert.

(Andreas Mattfeldt [CDU/CSU]: Sie sagen gar 
nichts!)

– Wir sagen die ganze Zeit etwas. Das können wir uns 
einmal angucken.

Für viele Bürgerinnen und Bürger ist der Petitionsaus-
schuss wie eine Laterne, die Licht ins Dunkel des Behör-
den- und Paragrafendschungels bringen kann.

(Andreas Mattfeldt [CDU/CSU]: Das war eine 
Rede der letzten Legislatur!)

Die Kolleginnen und Kollegen der SPD bräuchten dort 
vor allen Dingen eine Laterne, um sich festzuhalten. Re-
gelmäßig mittwochmorgens dürfen wir erleben, wie die 
SPD umfällt und sich widerstandslos von eigenen Grund-
sätzen verabschiedet. Petitionen zu Pflege, Gesundheit 
und Arbeitsmarktpolitik, mit denen Bürgerinnen und 
Bürger sozialdemokratische Kernanliegen formulieren,
werden von sozialdemokratischen Abgeordneten oft im 
Minutentakt und diskussionslos beiseitegewischt.
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Wir würden im Ausschuss gerne häufiger oder zumin-
dest ab und an eine Begründung dafür finden, warum be-
rechtigte Petitionen abgelehnt werden.

(Andreas Mattfeldt [CDU/CSU]: Ich würde 
häufiger mal gerne intensiv diskutieren!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD – die 
Union schimpft gerade mehr, obwohl sie gar nicht ange-
sprochen ist –, was ist das für ein Verständnis von De-
mokratie und Parlamentarismus, wenn Sie auf eine Peti-
tion, mit der Hunderttausende von Bürgerinnen und 
Bürgern die Bundesregierung auffordern, Konsequenzen 
aus dem NSA-Skandal zu ziehen, nur antworten – ich zi-
tiere sinngemäß –: Mal ganz ehrlich, daran können wir 
doch sowieso nichts ändern.

Warum machen wir uns eigentlich die Arbeit? Es ist 
doch Sinn und Zweck des Petitionsausschusses, Regie-
rungshandeln zu kontrollieren und zu korrigieren. Sie 
wissen schon, dass auch Abgeordnete der Regierungs-
koalition nicht verpflichtet sind, zu allem Ja und Amen 
zu sagen, was ihre Minister verbocken. Wenn die 
Merkel-Raute zum Symbol für Bewegungslosigkeit und 
Stillstand in diesem Land geworden ist, dann ist der 
Bremsklotz das Symbol für die Tätigkeit der Koalition 
im Petitionsausschuss.

(Zurufe von der CDU/CSU: Oh! – Günter 
Baumann [CDU/CSU]: Wer hat denn die Rede 
geschrieben?)

Die Liste von Petitionen – jetzt sollten vor allem auch 
diejenigen zuhören, die nicht immer dabei sind –, die 
von der Koalition nicht entschieden, sondern immer wie-
der geschoben werden, wird länger und länger. Es ist 
wirklich leichter, einen Pudding an die Wand zu nageln, 
als die Koalitionsabgeordneten im Ausschuss zu Ent-
scheidungen zu bewegen.

(Günter Baumann [CDU/CSU]: Den Re-
denschreiber entlassen!)

Wir alle wollen doch nicht den Petitionsausschuss 
wieder in die muffige Ecke des Kummerkastens drän-
gen: Die Leute sollen bei Mutti ihr Herz ausschütten, 
aber mit Konsequenzen ist nicht zu rechnen. Jetzt kom-
men Sie mir nicht damit, dass Sie Fortschritte im Be-
reich der Barrierefreiheit in der Pipeline haben. Es ist 
wirklich peinlich, dass wir in diesem Bereich noch nicht 
weitergekommen sind. Ich sage Ihnen ganz deutlich: Wir 
können das von unserer Seite aus heute entscheiden. Das 
ist überhaupt kein Problem. Aber darüber hinaus steht 
eine substanzielle Weiterentwicklung des Petitionsrechts 
an. Warum nicht generell öffentliche Ausschusssitzun-
gen?

(Paul Lehrieder [CDU/CSU]: Zum Schutz des 
Petenten!)

Es ist ziemlich absurd, dass mehr als 90 Prozent aller öf-
fentlichen Petitionen in nichtöffentlicher Sitzung beraten 
werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Lassen Sie uns hier im Plenum über bedeutende Peti-
tionen debattieren. Lassen Sie uns die öffentliche Peti-

tion zu einer offenen Petition weiterentwickeln, sodass 
die Bürgerinnen und Bürger gemeinsam Gesetzentwürfe 
erarbeiten können. Dann können wir sie in den Fachaus-
schüssen und auch nachher hier im Plenum beraten. Das 
wäre ein echter Fortschritt. Lassen Sie uns bessere 
Zugänge schaffen für diejenigen, die sich nicht routiniert 
im Netz bewegen, für Menschen mit geringem Einkom-
men, mit niedrigem Bildungsniveau und für alte Men-
schen. Solche Reformen wären die richtige Antwort auf 
die zunehmende Politikverdrossenheit, von der wir alle 
ein Lied singen können.

Vizepräsident Johannes Singhammer:
Frau Kollegin Rüffer, auch bei einer großzügigen Be-

messung der Redezeit müssen Sie zum Schluss kommen.

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ich komme zum Ende. – Die Menschen möchten sich 

einbringen. Das beweist jede Petition, die uns erreicht. 
Geben wir ihnen bitte mehr Möglichkeiten, als es heute 
der Fall ist.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Vizepräsident Johannes Singhammer:
Für die CDU/CSU-Fraktion spricht jetzt der Kollege 

Paul Lehrieder.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Paul Lehrieder (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Liebe Zuschauerinnen! Liebe Zuschauer! 
Sehr geehrte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Peti-
tionsausschusses hier auf der Regierungsbank, auch von 
mir vorab ein herzliches Wort des Dankes.

Ich habe mich bemüht, eine sehr harmonische Rede 
aufzusetzen, aber, liebe Frau Kollegin Rüffer, ich muss 
gleichwohl anfangen, Sie zu korrigieren. An die Damen 
und Herren Zuschauer, die die Kollegin Rüffer nicht so 
gut kennen wie wir, sage ich: Sie ist eigentlich viel 
netter.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der SPD)

So wie heute – sie hat hier versucht, zu polarisieren – ist 
sie zum Glück im Ausschuss ganz selten.

Liebe Frau Kollegin Rüffer, wenn im Ausschuss 
Schweigen im Walde herrscht, dann liegt das oft genug 
daran, dass wir unsere Petitionen sehr gründlich vor-
bereitet haben und unsere Meinung gefestigt haben, aber 
von der Opposition kein Wort dazu kommt, warum und 
weshalb über welche Petition so nicht abgestimmt wer-
den soll.

(Corinna Rüffer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die kritischen Petitionen sind nicht auf 
der Tagesordnung!)


